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Einführung 

„Rechnungslegung gibt eine ‘rituelle’ Sicher-
heit für die Ordnung des Chaos.“ 

       Bernhard Großfeld1 

A. Hintergründe der Untersuchung 

Nach jahrelangen Stellungskriegen ist die Diskussion um das Abschlussprü-
ferhaftungsrecht in Europa wieder in Bewegung geraten: Im Juni 2008 hat die 
Europäische Kommission eine Empfehlung veröffentlicht, in der sie sich für 
eine Begrenzung der Haftung des gesetzlichen Abschlussprüfers ausspricht. 
Dieser Akt ist das Ergebnis einer langwierigen Debatte zwischen den Organen 
der Europäischen Union und nationalen Gesetzgebern sowie Vertretern des 
Berufsstands und Wissenschaftlern der unterschiedlichen Rechtsordnungen. 
Für die mitgliedstaatlichen Regelgeber hat die Arbeit damit freilich erst be-
gonnen: Die Kommission gibt die Ziele einer Haftungsrechtsreform auf natio-
naler Ebene vor – Gewährleistung der Rentabilität der Prüfertätigkeit (eco-
nomic viability) bei gleichzeitigem Schutz der Prüfungsqualität und des all-
gemeinen Vertrauens in die Jahresabschlussprüfung2 – und regt zu diesem 
Zweck die Begrenzung der Abschlussprüferhaftung an.3 Sie vermeidet jedoch, 
sich auf ein konkretes Haftungsmodell festzulegen, das all diesen Anforde-
rungen genügen kann.4 Die Bewältigung dieser Herausforderung obliegt 
nunmehr den EU-Mitgliedstaaten.  

In seiner Funktion als gesetzlicher Jahresabschlussprüfer nimmt der Wirt-
schaftsprüfer von jeher eine Sonderstellung unter den freien Berufen ein. Als 
externes Element der Unternehmens(leiter)kontrolle (Corporate Governance) 
und unabhängige Kontrollinstanz auf dem Kapitalmarkt hat er in frei verfass-
ten Wirtschaftssystemen eine Schlüsselfunktion inne.5 Die schnelllebige, glo-
balisierte und zunehmend anonymisierte Geschäftswelt sorgt für Unsicherheit 
und Unordnung. Die Rechnungslegung soll insoweit, um auf das Eingangszi-

                                                
1 Großfeld, Zauber des Rechts, S. 47. 
2 Vgl. Europäische Kommission, Invitation to Tender (MARKT/2005/24/F). 
3 Vgl. Europäische Kommission, Empfehlung vom 5.6.2008, ABl. EG 2008 Nr. L 162/39. 
4 Hierzu s. ausführlich unten bei § 1, B. II. 3. 
5 Hierzu s. umfassend Ebke, in: FS Yamauchi, 105. Im Einzelnen s. unten bei § 1, A. I. 3.  
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tat zurückzukommen, zumindest „eine ‚rituelle‘ Sicherheit für die Ordnung 
des Chaos“ schaffen.6 Der Abschlussprüfer ist Hüter dieser Sicherheit,7 denn 
um das Ansehen der Unternehmer ist es, meint Jungbluth, „von jeher nicht 
gut bestellt.“ Er führt aus: „Vermutlich hängt es mit ihrer speziellen Funktion 
zusammen, dass Unternehmer eher beargwöhnt als geachtet werden. Mit ih-
rem Wirken bringen sie ja nicht nur Wachstum und Fortschritt, sondern auch 
Unordnung in die Welt. Sie sind Motoren der Veränderung, und sie stören 
unsere Sehnsucht nach Sicherheit, Stabilität und Endgültigkeit. Sie gründen, 
kaufen und verdrängen. Sie schließen, erneuern und zerstören. Sie schaffen 
anderen Menschen Arbeitsplätze und nehmen sie ihnen auch wieder. Sie sor-
gen für Konkurrenz, für Dynamik, für Unruhe. Und wird einer von ihnen mü-
de, so beginnt der nächste mit frischem Furor. Das ist für viele beängsti-
gend.“8 Eine gewisse Risikobereitschaft ist für eine erfolgreiche Unterneh-
mensführung unerlässlich. Der Abschlussprüfer ist dem Management indes-
sen zur Seite gestellt, um ebendieser Risikoaffinität Grenzen zu setzen.9 Ihm 
bringen Aktionäre, Anleger, Kreditgeber und die Öffentlichkeit das Vertrauen 
entgegen, das sie den Managern versagen – ein Vertrauen, das ebenfalls not-
wendig für die Funktionsfähigkeit einer Volkswirtschaft ist.10  

Enron, Parmalat, WorldCom, Flowtex – Namen, die inzwischen gerne als 
Synonyme für Bilanzbetrug und Prüfungsskandal verwendet werden – haben 
den Glauben an die Qualität der Jahresabschlussprüfung und das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in den Berufsstand der Abschlussprüfer schwer erschüt-
tert.11 In den weltweiten Reformdiskussionen, die im Anschluss an diese Er-
eignisse entbrannten, kam immer wieder auch die zivilrechtliche Haftung des 
Abschlussprüfers ins Gespräch.12 In ihr sieht man nicht nur einen Weg zur 
Kompensation der Geschädigten, sondern zunehmend auch ein (verhaltens-
steuerndes) Mittel zur Steigerung der Prüfungsqualität und zur Stärkung des 
Investorenvertrauens.13 Entgegen früheren Tendenzen hat sich jedoch inzwi-
schen die Auffassung durchgesetzt, dass ein schärferes Haftungsrecht dem 
Gemeininteresse nicht unbedingt dienlich sei: Stetig höhere Haftungsrisiken 
stellen nicht nur eine Bedrohung für die wirtschaftliche Existenz des einzel-
nen Prüfers dar. Sie können ebenfalls die Institution der Jahresabschlussprü-

                                                
6 Großfeld, Zauber des Rechts, S. 47. 
7 Zur Rolle des Abschlussprüfer als sog. Torwächter (gatekeeper) s. unten bei § 3, A. I. 1. 
8 Jungbluth, DIE ZEIT vom 8.9.2009 (3/64), 1. 
9 S. unten bei § 3, A. I. 1. 
10 Hierzu eingehender unten bei § 3, A. I. 2. 
11 Forster, AG 1995, 1, spricht in diesem Zusammenhang von der ernstesten Vertrau-

enskrise, die der Berufsstand der Abschlussprüfer seit Einführung der Pflichtprüfung (in 
Deutschland 1931) erlebt. 

12 Hierzu s. statt vieler Ebke, in: FS Buxbaum, S. 113, 126 ff. 
13 Zur Entwicklung dieser Diskussion in Europa s. unten bei § 1, B.  
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fung und damit die Effizienz der Kapitalmärkte gefährden.14 Transparenz, 
Effizienz und letztlich Funktionsfähigkeit der Kapitalmärkte hingegen sind 
ein Thema, das nicht nur einem einzelnen Berufsstand am Herzen liegt, son-
dern von allgemeinem Interesse ist. Den Worten Mao Zedongs – derer sich 
auch der ehemalige Bundesfinanzminister Peer Steinbrück in schwierigen 
Augenblicken seiner Amtszeit bediente15 – kommt vor diesem Hintergrund 
eine ganz neue Bedeutung zu: „Wenn der Himmel einstürzt, sind alle Spatzen 
tot.“  

Wohl aus dieser Einsicht heraus hat die Europäische Kommission eine Be-
grenzung der Abschlussprüferhaftung für notwendig befunden, um so die 
Funktionsfähigkeit der Kapitalmärkte in der EU sowie letztlich die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Europa zu gewährleisten.16 Die 
Schwierigkeit besteht jedoch darin, bei der Haftungsgestaltung die richtige 
Balance zu finden und ein Haftungsmodell zu identifizieren, das eine Ver-
wirklichung unterschiedlicher wirtschaftlicher Ziele – Sicherung der Rentabi-
lität und Qualität der Prüfung, Stärkung des öffentlichen Vertrauens – ver-
spricht, ohne dabei die Grenzen des juristisch Vertretbaren zu überschreiten. 

B. Erkenntnisziel und Gang der Untersuchung  

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es zu erörtern, in welchem Umfang 
und in welcher Ausgestaltung eine zivilrechtliche Haftung des gesetzlichen 
Jahresabschlussprüfers in der Europäischen Union gleichermaßen ökono-
misch sinnvoll und juristisch vertretbar ist. Die Herausforderung liegt darin, 
Leitlinien für ein Haftungsmodell zu entwickeln, das sowohl den unterschied-
lichen – teilweise widerstreitenden – wirtschaftlichen Zielen gerecht wird als 
auch in rechtlich vertretbarer Weise umgesetzt werden kann. Die Lösung soll 
keine Antwort auf eine globaltheoretische Fragestellung sein, sondern einen 
Weg für die Mitgliedstaaten der EU aufzeigen. Sie muss sich in diesem Sinne 
an den rechtlichen und wirtschaftlichen Gegebenheiten in Europa orientieren. 

Die Untersuchung gliedert sich in drei Teile: Der erste Teil beschäftigt sich 
mit dem aktuellen Sachstand in der EU, der die Grundlage aller weiterführen-
den Reformüberlegungen bildet. Das erste Kapitel (§ 1) wird zu diesem 
Zweck zunächst die allgemeinen Herausforderungen schildern, vor denen die 
Abschlussprüfung, der Prüfer und die Prüferhaftung stehen, und im Anschluss 
auf die Rezeption der hieraus erwachsenden Fragestellungen auf europäischer 
Ebene eingehen. Das zweite Kapitel (§ 2) soll die gegenwärtig in der EU exis-
tierenden Haftungssysteme für Abschlussprüfer modellartig skizzieren. Ziel 

                                                
14 Hierzu ausführlich unten bei § 4, B. III. 
15 S. Sievers, Frankfurter Rundschau Online vom 16.9.2008. 
16 Vgl. Europäische Kommission, Empfehlung vom 5.6.2008, ABl. EG 2008 Nr. L 

162/39. Hierzu im Einzelnen unten bei § 1, B. II. 3. 
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des ersten Teils ist es, ein Verständnis für die übergreifenden Probleme der 
Abschlussprüferhaftung sowie die prägenden Unterschiede zwischen den eu-
ropäischen Rechtsordnungen zu vermitteln.  

Der zweite Teil erörtert die Frage, in welchem Umfang und in welcher 
Ausgestaltung eine Haftung(sbegrenzung) für gesetzliche Abschlussprüfer 
ökonomisch sinnvoll ist. Anstoß dieser Auseinandersetzung gab das von der 
Europäischen Kommission in Auftrag gegebene und im Jahre 2006 veröffent-
lichte Gutachten des Beraterunternehmens London Economics, das sich mit 
eben diesem Problem befassen und Lösungsvorschläge entwickeln sollte.17 
Das dritte Kapitel (§ 3) wird zunächst die im ersten Kapitel (§ 1) erarbeiteten 
allgemeinen Anforderungen an Prüfung, Prüfer und Prüferhaftung in die mo-
delltheoretische Betrachtung der ökonomischen Analyse des Rechts übertra-
gen und hieraus in einem zweiten Schritt die allgemeinen Voraussetzungen 
einer ökonomisch sinnvollen, d.h. effizienten, Abschlussprüferhaftung ablei-
ten; in diesem Zusammenhang wird es entscheidend darauf ankommen, den 
schillernden Begriff der „Effizienz“ zu konkretisieren und für die Zwecke der 
vorliegenden Untersuchung fruchtbar zu machen. Im Rahmen des vierten Ka-
pitels (§ 4) sollen Leitlinien einer wirtschaftlich sinnvollen Haftung 
entwickelt werden, die den unterschiedlichen (ökonomischen) Zielen der Ab-
schlussprüferhaftung – Funktionsschutz, Qualitätssicherung, Vertrauensstär-
kung – Rechnung tragen und insbesondere Ansätze zur Lösung bestehender 
Zielkonflikte aufzeigen. Das Ergebnis des zweiten Teils soll die konkreten 
Maßgaben einer ökonomisch sinnvollen Abschlussprüferhaftung – speziell: 
ihrer Begrenzung – benennen.  

Der dritte Teil befasst sich mit der Frage, ob und wie die im zweiten Teil 
aufgestellten Vorgaben an eine Gestaltung der Abschlussprüferhaftung in 
juristisch vertretbarer Weise umsetzbar sind. Das fünfte Kapitel (§ 5) wird 
sich daher mit den grundsätzlichen Einwänden, die von juristischer Seite ge-
gen eine Begrenzung der Abschlussprüferhaftung erhoben werden – Verhal-
tenssteuerung und Privatrecht, schadensrechtliche Haftungsbegrenzung und 
Totalreparationsgebot, Haftungsprivilegierung und Kompensationsfunktion – 
auseinandersetzen und die allgemeinen Bedingungen einer juristisch vertret-
baren, d.h. verhältnismäßigen Haftung(-sbegrenzung) für Abschlussprüfer 
formulieren. Im Zuge des sechsten Kapitels (§ 6) sollen die aus juristischer 
Perspektive widerstreitenden Interessen einander gegenübergestellt, die öko-
nomische These des zweiten Teils aus rechtlicher Perspektive überprüft und 
Leitlinien für eine juristisch vertretbare Begrenzung der Abschlussprüferhaf-
tung aufgestellt werden. Am Ende des dritten Teils steht das Ergebnis der 
Untersuchung: Die Voraussetzungen einer gleichermaßen ökonomisch sinn-

                                                
17 Hierzu s. im Einzelnen unten bei § 1, B. II. 2. a). 
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vollen und juristisch vertretbaren Abschlussprüferhaftung, die an einem kon-
kreten Vorschlag illustriert werden soll. 

C. Analytische Schwerpunkte und Eingrenzung des Themas 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der zivilrechtlichen Haftung des Prü-
fers für Fehler im Rahmen der gesetzlichen Jahresabschlussprüfung. Die Haf-
tung für andere berufliche Tätigkeiten – insbesondere für die Durchführung 
freiwilliger Prüfungen, für Beratungen und andere Dienstleistungen – sind 
nicht Bestandteil der Untersuchung. Gleiches gilt für die strafrechtliche Ver-
antwortlichkeit des Prüfers und für berufsrechtliche Sanktionen, die eine feh-
lerhafte Prüfung nach sich ziehen kann. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt, wie 
bereits angedeutet, auf der Haftungsbegrenzung. Haftung lässt sich auf vieler-
lei Weise gestalten und beschränken. Die vorliegende Arbeit wird sich vor-
wiegend mit Möglichkeiten der Begrenzung der Haftung auf Rechtsfolgensei-
te (schadensrechtliche Haftungsbegrenzung) auseinandersetzen. Im Mittel-
punkt des Interesses stehen die von der Europäischen Kommission vorge-
schlagenen Modelle der Haftsummenbegrenzung und der proportionalen Haf-
tung. Eine Reform des Haftungsrechts im engeren Sinne, des Haftungsgrun-
des (Verschulden, Schaden, Kausalität), steht gegenwärtig in der EU nicht zur 
Diskussion und dürfte in Anbetracht der unterschiedlichen Rechtstraditionen 
der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet auch kaum durchführbar sein.18 Pro-
zessrechtliche Aspekte, insbesondere die Beweislastverteilung und die Zuläs-
sigkeit von Sammelklagen, sind ebenfalls nicht Gegenstand aktueller Reform-
bestrebungen. Auf diese Aspekte wird im Folgenden daher nur einzugehen 
sein, sofern dies zum Verständnis der Thematik im Gesamtzusammenhang 
erforderlich ist. Ein Problemkomplex, der in die laufende Debatte noch keinen 
rechten Eingang gefunden hat, dem jedoch zur umfassenden Beantwortung 
der aufgeworfenen Fragen einige Relevanz zukommt, ist die Haftung des Ab-
schlussprüfers gegenüber prüfungsvertragsfremden Dritten (Aktionäre, Anle-
ger, Kreditgeber, Unternehmenserwerber etc.). Kein Haftungsmodell kann die 
Abschlussprüfer effektiv vor existenzgefährdenden Schadensersatzforderun-
gen schützen, wenn es sich damit begnügt, ihre zivilrechtliche Verantwort-
lichkeit lediglich gegenüber den Prüfungsmandanten zu begrenzen, die Haf-
tung gegenüber einem möglicherweise unbegrenzten Personenkreis Dritter 
                                                

18 In diese Richtung bereits im Jahre 1996 die Europäische Kommission, Grünbuch, 
ABl. EG 1996 Nr. C 321/1, Tz. 5.7. Zu den unterschiedlichen europäischen Rechtstraditionen 
auf dem Gebiet des Deliktsrecht im Allgemeinen s. umfassend v. Bar, Gemeineuropäisches 
Deliktsrecht I und II; Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung (1996); Wagner, in: R. Zimmer-
mann (Hrsg.), Grundstrukturen, S. 189, 197 f. Zu den Gemeinsamkeiten und Abweichungen 
auf dem Gebiet des Abschlussprüferhaftungsrechts sowie den Schwierigkeiten einer mögli-
chen Harmonisierung im Besonderen s. Ebke, ZVglRWiss 100 (2001), 62; ders., Verantwort-
lichkeit; Wölber, Abschlussprüferhaftung. 


